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Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die Kommunen haben sich auf eine alte Maxime besonnen: Wo es um öffentliche
Daseinsvorsorge geht, stehen sie am besten selbst dafür ein, dass ihre Bürger nicht
abhängig sind von privaten Interessen. Die Rekommunalisierung öffentlicher Aufga-
ben ist in vollem Gange, und damit eine immer wieder erhobene Forderung der kom-
ba gewerkschaft auf den Weg gebracht. Die Idee, durch Privatisierung an schnelles
Geld zu kommen führte in der Vergangenheit dazu, dass Kommunen, aber auch
Bund und Länder, verkauft haben, was nicht niet- und nagelfest war: Strom-, Gas-
und Wasserversorgung, Schwimmbäder, Schulen, Bibliotheken oder gar das Rathaus
selbst. Mit den Erlösen sollten Haushaltslöcher gestopft werden. Doch die Rechnung
ging nicht auf. Statt Gewinne zu machen, wuchsen die Leasingraten, während die
Kosten für die privatisierten kommunalen Leistungen und Einrichtungen zu Lasten
der Bürger ständig stiegen – bei sinkender Qualität.

Privatisierung hat sich als Irrweg herausgestellt und die Kommunen kehren zu dem
zurück, was ihre Stärke ausmacht. Sie handeln selbst im Sinne ihrer Bürger und nicht
im Sinne der Profitinteressen privater Unternehmen. Diese Entwicklung hat jüngst
der Präsident des Deutschen Städtetages, OB Ulrich Mädge, als den richtigen Weg
bezeichnet und die breite Zustimmung seiner Amtskollegen erhalten. Eine falsche
politische Entscheidung wäre es in dieser Situation, die Steuererleichterungen für
kommunale Eigenbetriebe wegfallen zu lassen, wie dies in den Koalitionsverhand-
lungen von CDU/CSU und FDP diskutiert worden ist. Eine solche Maßnahme würde
kontraproduktiv wirken, die Bürger belasten und keineswegs zu mehr Wettbewerb
zwischen kommunalen und privaten Unternehmen führen. Denn eines können die
Kommunen nicht: sich aus dem Geschäft zurückziehen, wenn es sich finanziell nicht
mehr lohnt – und das ist gut so.

Ihre komba Bundes leitung
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Die gewerkschaftlichen For -
derungen für die Einkom-
mensrunde 2010 werden am
15. Dezember 2009 von der
Bundestarifkommission be-
schlossen. Bereits vor diesem
Termin nutzt die Arbeitgeber-
seite jede Möglichkeit, auf die
leeren Kassen hinzuweisen.
Die Vereinigung der kommu-
nalen Arbeitgeberverbände
(VKA) strebt offenbar Spielräu-
me an, Entgelte abzusenken.
Zudem plädiert sie für eine
„weitere Modernisierung des
Tarifrechts“, womit der Ausbau
der leistungsorientierten Be-
zahlung gemeint ist. Hieran
lässt sich erkennen, dass wir
vor einer nicht gerade einfa-
chen Tarifrunde stehen.

Die komba ist gut 
vorbereitet

In den vergangenen Monaten
wurde in den komba Landes-
gewerkschaften und in den
komba Gremien intensiv über
die Forderungen diskutiert.
Wir werden ein Forderungspa-
ket schnüren, das die Vorstel-
lungen der Mitgliederbasis ab-
bildet. Das bedeutet auch,

>

dass wir eine Sanierung öf-
fentlicher Haushalte auf dem
Rücken der Beschäftigten nicht
mitmachen werden – eine
Null- oder Minusrunde kommt
nicht in Frage. Wenn Kontinu-
ität bei den Leistungen der Be-
schäftigten erwartet wird,
dann erwarten die Beschäftig-
ten auch eine Kontinuität bei
der Einkommensentwicklung.

Auch das Thema „Leistungs-
orientierte Bezahlung“ wird
kein Selbstgänger. Denn die
Akzeptanz dieses Bezahlungs-
instruments ist an der Basis
eher gering. Deshalb kann es
nur dann eine Zukunft haben,
wenn die damit zusammen-
hängenden Probleme endlich
klar gelöst werden.

Die endgültigen Forderungen
und der jeweilige Verhand-
lungsstand können stets ak-
tuell auf unserer Homepage
abgerufen werden.

Diskussion über 
Differenzierungs -
klauseln

Im Zusammenhang mit der
Einkommensrunde ist eine
weitere Frage wieder hoch ge-
kocht. Sollen die von den Ge-
werkschaften erreichten Fort-
schritte eigentlich für alle – al-
so auch für Nichtmitglieder -
gelten? Immerhin tragen jene
in keiner Weise dazu bei, dass
ein akzeptables Ergebnis er-
zielt wird. Im Gegenteil, sie
entziehen sich der Solidarität
und schwächen die Durchset-
zungsfähigkeit der Gewerk-
schaften. Ist das wirklich eine
Belohnung in Form einer regu-
lären Beteiligung an den trotz-
dem durchgesetzten Ergebnis-
sen wert? Oder haben nicht
eher diejenigen, die für die
Durchsetzung gesorgt haben –
nämlich die Gewerkschafts-
mitglieder – eine Belohnung
verdient?

Allerdings ist diese Frage auch
rechtlich umstritten. Inzwi-
schen hat das Bundesarbeits-
gericht jedoch anerkannt, dass
ein schützenswertes Interesse

>

der Gewerkschaften bestehen
kann, in Tarifverträgen gewis-
se Vorteile für ihre Mitglieder
zu vereinbaren. Ob dieser Weg
künftig beschritten wird,
hängt aber von mehreren As-
pekten ab. Es müsste nicht nur
eine Brücke über das rechtlich
noch eher dünne Eis gebaut
werden. Zudem müssten letzt -
endlich beide Tarifvertragspar-
teien – also auch die Arbeitge-
berseite – bereit sein, eine ent-
sprechende Regelung mitzu-
tragen. Die Arbeitgeber haben
naturgemäß allerdings kein
großes Interesse an starken
Gewerkschaften. Sie werden
sich deshalb genau überlegen,
ob sie Eintritte „fördern“, in-
dem sie Gewerkschaftsmit-
gliedern zum Beispiel eine hö-
here Jahressonderzahlung zu-
billigen.

Es wird also spannend, ob Dif-
ferenzierungsklauseln künftig
eine größere Rolle spielen. Der
beste und sicherste Weg bleibt
es jedoch, unabhängig von Dif-
ferenzierungsklauseln für eine
starke komba gewerkschaft zu
sorgen. Die Beschäftigten
müssen an einem Strang zie-
hen. Aber nur für Mitglieder ist
es gewährleistet, dass sie am
richtigen Ende ziehen und
über die notwendige Zugkraft
verfügen. �

Vor der Einkommensrunde:

Was soll es für wen geben?

Ergebnis einer komba-Expertenanhörung zum SGB II:

Alles wird komplizierter, wenig wird besser –
neue Kollegialität oder schwierigere Zusammenarbeit?
Die komba Expertenrunde
„Hartz IV“ kam am 30. Novem-
ber 2009 in Köln zusammen,
um das vom Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales
(BMAS) lancierte Eckpunktepa-
pier zur Neuorganisation der
Aufgabenwahrnehmung im
SGB II sowie die darin vorgese-
henen Möglichkeiten zur Über-
nahme des kommunalen Perso-
nals zu diskutieren. Das Eck-
punktepapier sieht eine ge-
trennte Aufgabenwahrneh-

mung von der Bundesagentur
für Arbeit (BA) und den Kom-
munen vor. Hintergrund ist das
Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts, in dem die bisherige
Lösung als verfassungsrechtlich
unzulässig beurteilt wurde. Die
Regierungsparteien haben je-
doch in ihrem Koalitionsvertrag
eine Änderung der Verfassung
ausgeschlossen, so dass eine
verfassungskonforme Art der
Neuorganisation gefunden
werden muss. 

Insbesondere diskutierten die
komba Experten die im Eck-
punktepapier aufzeigten Lö-
sungsmöglichkeiten zur Über-
nahme des kommunalen Perso-
nals. Im Vordergrund muss
nach Auffassung der Experten
ein Verbleib der kommunalen
Beschäftigten im kommunalen
Bereich sein. Niemand der kom-
munalen Beschäftigten darf ge-
gen seinen Willen zur Bundes-
agentur für Arbeit versetzt wer-
den. 

Hinsichtlich der im Eckpunkte-
papier befürworteten getrenn-
ten Aufgabenwahrnehmung be-
tonen die Kolleginnen und Kolle-
gen, dass diese zu erhöhter Bü-
rokratie, höheren Kosten sowie
zur Verärgerung der Kunden füh-
ren wird. Zudem würde die ge-
trennte Aufgabenwahrnehmung
dem Missbrauch Tür und Tor öff-
nen können.

Die komba gewerkschaft wird in
Kürze die offizielle Stellungnah-
me im Internet publizieren. �





komba

> komba magazin | Dezember 2009

G
e

w
e

rk
sc

h
a

ft
 f

ü
r 

d
e

n
 K

o
m

m
u

n
a

l-
 u

n
d

 L
a

n
d

e
sd

ie
n

st

6

Am 1. Dezember ging mit dem
in Kraft getretenen Lissabon-
Vertrag die Zeit der „Kommu-
nalblindheit“ in Europa zu En-
de. Die europäischen Gebiets-
körperschaften können deshalb
durchaus zufrieden sein. Mit
der Ratifizierung werden die
Kommunen in Brüssel gestärkt.
Auch die komba gewerkschaft
zeigt sich zufrieden über die
festgeschriebene Organisa-
tions- und Entscheidungsfrei-
heit der Kommunen und Regio-
nen Europas. Denn ohne Kom-
munen ist ein Europa nicht zu
realisieren.

Der Reformvertrag übernimmt
wesentliche Inhalte des abge-
lehnten Verfassungsentwurfs
für Europa. Im Gegensatz zur
geplanten Verfassung ersetzt er
aber nicht das bisherige Ver-
tragswerk, sondern er ändert
und ergänzt die bestehenden
Vertragsgrundlagen des euro-
päischen Integrationsverban-
des (EG- und EU-Vertrag). In
ihm sind die konkreten Fort-
schritte, die im vorhergehen-
den Verfassungsvertrag für die
Städte und Regionen erzielt
wurden, erhalten geblieben
und es werden die Grundlagen
für einen neuen Entwicklungs-
schub in der Union gelegt. Bei
diesen Verbesserungen handelt
es sich um eine größere Aner-
kennung der Gebietskörper-
schaften, um die Achtung ihrer
Befugnisse und die Berücksich-
tigung der Auswirkungen der
EU-Rechtsvorschriften auf die
Kommunal- und Regionalver-
waltung. Folgende Bestimmun-
gen werden nach dem Ab-
schluss der laufenden Ratifizie-
rungsverfahren des Vertrages in
der EU verbindlich:

> Die ausdrückliche Achtung
des Rechts der kommunalen
und regionalen Selbstverwal-
tung sowie der kulturellen
und sprachlichen Vielfalt. Da-
mit wurde die regionale und

kommunale Selbstverwal-
tung zum ersten Mal im euro-
päischen Primärrecht veran-
kert. Nunmehr gehört auch
der territoriale Zusammen-
halt neben dem wirtschaft-
lichen und sozialen Zu-
sammenhalt zu den Zielen
der EU.

> Die Einbeziehung der Kom-
munen in die europäische
Subsidiaritäts- und Verhält-
nismäßigkeitskontrolle. Die-
ses Prinzip soll gewährleisten,
dass Beschlüsse so bürgernah
wie möglich gefasst werden
und jeweils die dafür geeig-
netste Ebene festlegen. Auch
müssen nach dem „Subsidia-
ritätsprotokoll“ die Auswir-
kungen geplanter Rechtsvor-

ner Verletzung des Subsi-
diaritäts- und Verhältnis-
mäßigkeitsprinzips sowie das
Recht, wegen der Verletzung
eigener Rechte Klage beim
Gerichtshof zu erheben. Der
AdR wurde im Jahre 1994 ge-
gründet. Seitdem sind bei je-
der Vertragsrevision seine Zu-
ständigkeiten erweitert – ist
seine politische Rolle präzi-
siert worden. Er ist die in
Form eines parlamentari-
schen Plenums instituierte
offizielle Vertretung der Kom-
munen und Regionen in der
EU. Mit dem Reformvertrag
wird eine Aufstockung der
deutschen Sitze von bisher 
24 auf mindestens 30 ermög-
licht.

der Verwaltungsaufwand der
regionalen und lokalen Behör-
den so gering wie möglich ge-
halten werden.

In einem Zusatzprotokoll des
Lissabon-Vertrages, in dem
auch explizit auf das Gebot der
regionalen und kommunalen
Selbstverwaltungsrechte ver-
wiesen wird, erkennt die Euro-
päische Union die weitgehende
Gestaltungsfreiheit lokaler wie
nationaler Behörden bei Da-
seinsvorsorgeleistungen an. Zu
den Leistungen der Daseinsvor-
sorge zählen Infrastrukturleis-
tungen wie die Versorgung mit
Gas, Wasser und Strom, aber
auch Abwasser- und Abfallent-
sorgung. 

Neben der wichtigen Rolle und
dem weiten Ermessensspiel-
raum der Behörden in Fragen
der Umsetzung werden in dem
Protokoll ebenso die Werte an-
erkannt, die den Diensten von
allgemeinem wirtschaftlichen
Interesse gemeinsam sind: 
Vielfalt, ein hohes Niveau in 
Bezug auf Qualität, Sicherheit
und Bezahlbarkeit, Gleichbe-
handlung und Förderung des
universellen Zugangs und der
Benutzerrechte.

Die komba gewerkschaft hat
sich intensiv dafür eingesetzt,
die kommunalen Rechte auch
im neuen Vertragswerk der EU
festzuschreiben und begrüßt,
dass der Vertrag erstmals aus-
drücklich die Kommunen als
wichtige Verwaltungsebene im
Zusammenhang mit der Subsi-
diarität nennt. Gleichzeitig
müssen nun aber auch die an-
gedeuteten Schritte zur Stär-
kung der Daseinsvorsorge kon-
sequent weitergegangen wer-
den. Die Europäische Union und
die Rechtsprechung müssen
noch stärker das Recht auf kom-
munale Selbstverwaltung ach-
ten. Die komba gewerkschaft
wird sich gemeinsam mit ihren
europäischen Partnerorganisa-
tionen und dem Dachverband
CESI auch weiterhin aktiv in die
europäische Politik einbringen.
(Weitere Informationen zum
EU-Vertrag auf Seite 21). �

Lissabon-Vertrag ratifiziert:

Kommunen in Brüssel gestärkt

schriften auf die lokale und
regionale Ebene berücksich-
tigt werden und diese Ebenen
an den Mechanismen zur
Kontrolle der Einhaltung des
Subsidiaritätsprinzips betei-
ligt werden.

> Den Ausbau der Konsultati-
onsrechte der kommunalen
Spitzenverbände in der EU.
Kommunale Interessen kön-
nen so stärker in Brüssel plat-
ziert werden.

> Die Verschaffung eines Klage-
rechts des Ausschusses der
Regionen (AdR) vor dem Eu-
ropäischen Gerichtshof bei ei-

> Die Einführung von Folgeab-
schätzungsverfahren, vor al-
lem mit Blick auf die adminis -
trativen und finanziellen Fol-
gen der EU-Gesetzgebung
und Politik auf die kommuna-
le Ebene. Die Gesetzgebungs-
vorschläge sollen Angaben zu
den voraussichtlichen finan-
ziellen Auswirkungen und zu
den Auswirkungen auf die
von den Mitgliedstaaten er-
lassenen Rechtsvorschriften
„einschließlich gegebenen-
falls der regionalen Rechts-
vorschriften“ enthalten. Da-
bei ist dafür zu sorgen, dass
die finanzielle Belastung und
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Der Bundesvorstand hat in seiner
Sitzung dem Vorschlag des Fach-
bereiches Feuerwehr auf Bundes-
ebene zugestimmt, den Fachbe-
reich ab sofort in „Bundesfachbe-
reich Feuerwehr und Rettungs-
dienst“ umzubenennen. Ziel der
Umbenennung ist es, zu verdeut-
lichen, dass die komba gewerk-
schaft in diesem Fachbereich
nicht nur Feuerwehrleute son-
dern auch zunehmend Rettungs-
assistenten vertritt. 

Der frisch umbenannte Bundes-
fachbereich tagte am 10. Novem-
ber 2009 in Köln. Hauptthemen
der Sitzung waren wieder einmal
die EU-Arbeitszeitrichtlinie und
deren Umsetzung sowie der Aus-
gleich der seit Inkrafttreten der
Richtlinie geleisteten Stunden
über die wöchentliche Höchstar-
beitszeit von 48 Stunden hinaus.
Dabei gehen die Kommunen ver-
schiedenartige Wege: Teils wer-
den die zusätzlichen in der Ver-
gangenheit bereits geleisteten
Stunden durch Gewährung von
Freizeit ausgeglichen, teils wer-
den die Stunden finanziell abge-
golten. Zudem gibt es in den ein-
zelnen Bundesländern unter-
schiedliche Regelungen zum Aus-
gleich. Nordrhein-Westfalen ist
hier Vorreiter mit der bereits seit
knapp zwei Jahren existierenden
Arbeitszeitverordnung für die
Feuerwehr (ArbZVO Feu).

Höhepunkt der Sitzung war die
Wahl eines stellvertretenden Vor-
sitzenden für den Vorstand des
Bundesfachbereichs. Kollege Gerd
Rademacher aus Brandenburg
stellte sich zur Wahl und wurde
einstimmig gewählt. Rademacher
wird den komba Bundesfachbe-
reich Feuerwehr hauptsächlich in
der Ständigen Konferenz für den
Rettungsdienst vertreten.

30. Sitzung der Ständigen Konfe-
renz für den Rettungsdienst
(SKRD)

Ziel der SKRD ist es, den Ret-
tungsdienst und die Notfallver-
sorgung der Bevölkerung in
Deutschland kontinuierlich zu
verbessern und weiterzuentwi-
ckeln. Sie bietet die Plattform für
einen Meinungsaustausch aller
am Rettungsdienst und der Not-
fallversorgung der Bevölkerung
beteiligten und interessierten
Ins titutionen und Organisatio-
nen. Die komba gewerkschaft ist
Mitglied in dieser Vereinigung
und vertritt dabei die Belange
der Rettungsassistenten, die in
der Mitgliedschaft der komba ei-
nen stets zunehmenden Stellen-
wert einnehmen. Norbert Bre-
wer, Vorsitzender des komba
Bundesfachbereichs für Feuer-
wehr und Rettungsdienst, erläu-
tert, dass der Standard des Ret-
tungsdienstes, der durch die Be-
rufsfeuerwehren durchgeführt
wird, sehr hoch sei. „Das wollen
wir beibehalten und auch weiter
ausbauen.“

In der Sitzung am 30. Oktober in
Berlin stellte Professor Dr. med.
Karl-Heinz Altemeyer nach fünf-
jähriger, erfolgreicher Tätigkeit
sein Amt des Vorsitzenden der
Ständigen Konferenz zur Verfü-
gung. Zum Nachfolger wurde
einstimmig Dr. Dr. med. Burkhard
Dirks gewählt. Ihn unterstützen
in Zukunft zwei Stellvertreter.

Einigkeit bestand in der Exper-
tenrunde bei der Festlegung der
Schwerpunktthemen für die
nächste Zeit: Insbesondere will
man sich mit der Zusam menle -
gung von Leitstellen, der Kosten-
einsparung im Rettungsdienst
ohne Qualitätseinbußen sowie
der Realisierung des Digitalfunks
beschäftigen. �

Fachbereich Feuerwehr wird:

„Bundesfachbereich
für Feuerwehr und
Rettungsdienst“
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Unter dem Vorsitz der stell-
vertretenden Bundesvorsit-
zenden Eva Hermanns tagte
Ende Ok tober 2009 in Köln
der Ausschuss für Frauenpoli-
tik und Gleichstellungsfra-
gen. Die Kolleginnen be-
schäftigten sich neben ande-
rem mit der Einkommens-
runde 2010, den unter-
schiedlichen Regelungen 
des Dienstrechts in den Bun -
desländern und dem Tarifver-
trag für den Sozial- und Erzie-
hungsdienst.

Weiteres wichtiges Thema der
Sitzung waren die Verdienst-
unterschiede zwischen Män-
nern und Frauen, die auch im
öffentlichen Dienst existieren.
Einer Studie des Statistischen
Bundesamtes zufolge erhalten
weibliche Tarifbeschäftigte und
Beamte etwa sieben Prozent
weniger Gehalt als ihre männ-
lichen Kollegen. In der freien
Wirtschaft liege der Lohnab-
stand bei rund 23 Prozent.
Bundesvorsitzender Heinz Os-
senkamp in der Sitzung: „Wer

volle Leistung zeigt, muss auch
eins zu eins dafür bezahlt wer-
den“.

Als einen Grund für den deut-
lich geringeren Entgeltunter-
schied zwischen Männern und
Frauen im öffentlichen Dienst
nannte das Statistische
Bundesamt die rechtlich gere-
gelten Besoldungs- und Tarif-
strukturen. Die Gleichstel-
lungsgesetze und das gesetzli-
che Verdienstgerüst zeigen ih-
re Wirkung. Um seiner Vorbild-
funktion weiterhin gerecht

werden zu können, ist es nach
Ansicht der Mitglieder des
Ausschusses für Frauenpolitik
und Gleichstellungsfragen er-
forderlich, dass Frauen – die
ungleich häufiger in Teilzeit ar-
beiten als Männer – gleicher-
maßen an Beförderungen teil-
haben.

Darüber hinaus planten die
Kolleginnen ein Seminar zum
Thema „Frauen führen an-
ders“, das vom 12. bis 14. De-
zember 2009 in Königswinter-
Thomasberg stattfinden wird.�

Ausschuss für Frauenpolitik und Gleichstellungsfragen:

Volle Leistung eins zu eins entlohnen

> komba TICKER

Regionalkonferenz Ost
Die komba hat die vierte
komba Regionalkonferenz
des Jahres in Berlin durchge-
führt. Aufgerufen waren dies-
mal die östlichen Landesge-
werkschaften, interessierten
Kolleginnen und Kollegen ei-
nen Informations- und Ge-
dankenaustausch mit Vertre-
tern der komba Bundeslei-
tung anzubieten. Abermals
hat sich gezeigt, dass die
komba vor Ort über engagier-
te und kompetente Akteure
verfügt. Die Bundesleitungs-
mitglieder Uli Silberbach und
Kai Tellkamp konnten den
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern interessante Informa-
tionen über die Arbeit der
komba und über aktuelle
Herausforderungen vermit-
teln. Anders herum wurden
interessante Wünsche und
Vorschläge der Basis an die

Adresse der Bundesgewerk-
schaft auf den Weg gebracht.
Die Regionalkonferenzen ha-
ben sich als gute Ideenplatt-
form erwiesen, die Gewerk-
schaftsarbeit der komba wei-
ter zu optimieren.

5. Landesgewerk-
schaftstag komba
mecklenburg-
vorpommern
Rund 100 Delegierte stellten
beim 5. Gewerkschaftstag der
komba mecklenburg-vor-
pommern am 6. und 7. No-
vember 2009 in Banzkow mit
der Verabschiedung von Ent-
schließungen und der Bera-
tung zahlreicher Sach- und
Organisationsanträge die
Weichen für die gewerk-
schaftliche Arbeit in den
nächsten fünf Jahren. Außer-
dem wurden mit der Neu-
wahl der Landesleitung wich-

tige personelle Entscheidun-
gen getroffen. Neuer Landes-
chef ist Gerald Krause (Wis-
mar). Zu seinen Stellvertrete-
rinnen und Stellvertretern
wurden Ilka Freese (Ostvor-
pommern), Helga Lawrenz
(Rügen), Wolfgang Behrendt
(Nordvorpommern), Burkhard
Preißler (Uecker-Randow)
und Diether Schmidt (Schwe-
rin) gewählt. Zudem ernann-
ten die Delegierten „Max“
Gülck – seit 1990 für die kom-
ba mecklenburg-vorpom-
mern engagiert und seit 1994
Landesvorsitzender – einmü-
tig zum Ehrenvorsitzenden. �

Die komba gewerkschaft
wünscht Ihnen und Ihren
Angehörigen eine besinnli-
che Adventszeit, fröhliche
Weihnachten und einen gu-
ten Rutsch. Sammeln Sie
Kraft in dieser Zeit für die
Aufgaben, die das neue Jahr
bereithält, denn 2010 be-
ginnt mit einer schwierigen
Einkommensrunde. Auch
bei den Betriebsratswahlen
müssen wir Nähe und Stär-
ke beweisen. Setzen Sie sich
weiterhin mit uns für einen
gerechteren und besseren
öffentlichen Dienst ein. Wir
blicken auf ein gemeinsa-
mes, erfolgreiches Jahr zu-
rück. Dafür möch ten wir uns
bei Ihnen bedanken. Alles
Gute für 2010 – gestalten
Sie mit uns Ihre Zukunft im
neuen Jahrzehnt! Wir ver-
zichten traditionell auf den
Versand von Weihnachts -
post zugunsten einer karita-
tiven Spende.

> Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Regionalkonferenz Ost.

> Max Gülck (3. v. l.) und Ge-
rald Krause (ganz rechts) in
erlesener Runde: Gerd Tiede-
mann, Dietmar Knecht,
Klaus Geiser, Bardo Kraus,
Detlef Daubitz.




